Guten Tag Frau W.,

 

hier ist also mein Anhörungsschreiben.

 

Ich bin nicht der Ansicht, dass ich, wie mir worgeworfen wird, im Monat September nicht hilfebedürftig war.

 

1.) Der Verdienst wurde mir erst am 26.09.2008 überwiesen also 4Tage vor Monatsende. Bis dahin musste ich mir Lebensmittel kaufen, Miete bezahlen, etc. . Verfügbar (dies ist ja die Bedeutung des Zuflussprinzip) war das Geld also ab dem 26.09.08 und bis dahin war ich auch hilfebedürftig, da ich bis zu diesem Zeitpunkt kein Geld hatte von dem ich die meine Kosten für Unterkunft und Lebensmittel hätte bestreiten können.

 

Zudem sollte man überlegen, dass ALG Menschen gezahlt wird die nichts haben und die Arbeitsagentur in meinem Fall froh sein kann einen Fall zu haben, der sich selbstständig um alles kümmerte und nun erfolgreich in Arbeit steht. Will man einem Menschen dann mit Schulden (die ich auch noch bei der KfW-Bank und dem BaföG-Amt wegen meiner Studienzeit habe und demnächst abzahlen muss) unnötig schwer machen? Dass es möglich ist in einem solchen Fall, bei dem es sich nur um 4 Tage und nicht um Wochen handelt, für und nicht gegen den ehemaligen Hartz IV - Empfänger zu entscheiden weiß ich. Und hier würde ich einfach an den Menschenverstand appellieren. 

 

2.) Wenn das Zuflussprinzip so anzuwenden ist, dass der Monat zählt in dem das Geld auf dem Konto zur Verfügung steht, dann wäre mir auch nichts zu Last zu Legen, da die letzte Überweisung der ARGE zum 29.08.08 auf meinem Konto war. Also eigentlich (auch wenn sie für den nächsten Monat gedacht war) für August zu zählen ist. So wie mein Gehalt, dass ich für den Monat Oktober verwenden muss, obwohl es im September ankam.

 

3.) Das SGB II macht es im §11 Absatz (2) möglich mir die Schuld komplett zu erlassen, da mein Einkommen wie dort geschrieben dazu dient "die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben," zu begleichen.

 

4.) Ich wäre bereit für die Zeit vom 26.09.08 bis zum 30.09.08 das mir zugeflossene Geld zurück zu zahlen. Denn dies scheint mir rechtens und vorallem einleuchtend.

 

5.) Es gibt zu bedenken, dass es sich bei mir nicht um einen "Sozialschmarotzer" handelt. Ich war stets bemüht in Arbeit zukommen. Bin meinen Pflichten nachgekommen und habe auch auf Geldleistungen verzichtet die mir zugestanden hätten (neue Waschmaschine/Kühlschrank, etc. als die alten Geräte kaputt waren). 

Daher denke ich sollte man in meinem Fall die Möglichkeiten die das Gesetz bietet mir den von Ihnen geforderten Betrag zu erlassen, nutzen, bzw. die 4 Tage wäre ich bereit zu ersetzen.

 

6.) Wie man am CC: sieht habe ich diese Mail nicht nur an Sie Frau W. geschrieben. Der Grund liegt darin, dass ich Ihnen mißtraue. Es ist nur so, dass wir schon mal vor dieses Problem standen, wie Herr K. vielleicht auch noch weiß, und ich dieses Mal nicht bereit bin nachzugeben. Daher möchte ich, dass die zuständingen Abteilungsleiter Bescheid wissen. Ich werde, sollte die Forderung der Arbeitsagentur durchgesetzt werden Widerspruch einlegen. Sollte diese abgelehnt werden, werde ich auch nicht scheuen zum Sozialgericht zu gehen. Desweiteren werde ich mich erneut an den Oberbürgermeister wenden, so wie das Büro der Grünen (Claudia Roth) und der SPD. Außerdem werde ich mich an diverse Medien wenden.

Man kann dies nun als Drohung oder lächerlich ansehen.

Es ist keines von beidem. Es ist im Prinzip pure Verzweiflung. Ich habe gerade mal Arbeit gefunden, sitze noch auf Schulden meiner Studienzeit, die ab Januar anfallen (~200€ im Monat) und soll jetzt auch noch Geld welches ich zum überstehen des Monats brauchte zurückzahlen? Das ist definitiv zu viel. Daher werde ich mich wehren. Meine Studienschulden zu bezahlen ist für mich gerechtfertigt, da ich Sie selbst gemacht habe und mich darauf einließ. Diese Schuld zu begleichen ist mir nicht möglich, da Sie sich für einen Normalbürger nicht nachvollziehen lässt.

Denn 26 Tage von Luft und Liebe leben klingt romantisch ist aber nicht real und genau darauf wäre es hinaus gelaufen.

 

Ich hoffe die Anhörung verläuft positiv, da ich mir gerne ersparen möchte Zeit und Nerven hierfür zu opfern und auch dem Staat kommt es günstiger. Denn die Richter am Sozialgericht und die Bearbeiter meines Antrages arbeiten ja auch nicht umsonst und ob der Streitwert dann nicht übertroffen wird ist die Frage.

 

 

 

